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Dem Allgemeinen Ausschuss wird empfohlen, wie folgt zu beschließen:

1. Die Stadt Augsburg begrüßt die Entschließung des Bundesrates vom No-
vember 2011 zum Verbot der Haltung bestimmter wild lebender Tierarten im
Zirkus.

2. Die Einführung eines Auftrittsverbots auf gewidmeten öffentlichen Plätzen im
Stadtgebiet von Augsburg für Zirkusse mit Wildtieren kann aus rechtlichen
Gründen nicht erfolgen.

3. Bei fiskalisch venrvalteten Flächen ist im Einzelfall zu prtifen, ob eine etwaige
konkludente Widmung durch frühere überlassung an Zirkusse vorliegt. Falls ei-
ne solche Widmung bejaht wird, gelten die Ausführungen zu Zifiet 2 dieses Be-
schlusses entsprechend. Ansonsten sind Zirkusse mit Wildtieren von der Be-
reitstellung fiskalisch vermieteter Flächen auszuschließen.

4. Der Antrag der Fraktion BüNDNIS 90/DlE GRüNEN vom 02.04.2012 ist da-
mit geschäftsordnungsgemäß erledigt.

Beqründunq:

Mit Schreiben vom 02.04.2012 stellt die Stadtratsfraktion 'Bündnis 90/Die Grünen" den An-
trag, die Verwaltung zu beauftragen, ein Auftrittsverbot von Wildtieren in Zirkussen im
Stadtgebiet Augsburg auf Satzungsbasis zu erarbeiten.

Unter Berücksichtigung der geltenden Rechtslage muss dabei Folgendes beachtet werden:

1.

Der Tierschutz ist Gegenstand der konkurrierenden Gesetzgebung gem. Nt.72,74 Abs. 1

Nr. 20 GG. Der Bund hat den Tierschutz abschließend im Tierschutzgesetz (TierSchG) ge-
regelt, so dass für individuelle landesrechtliche Regelungen kein Raum besteht. Ergänzend
gibt es die ,,Leitlinien für die Haltung, Ausbildung und Nutzung von Tieren in Zirkusbetrieben
oder ähnlichen Einrichtungen" (Zirkusleitlinien) des Bundesministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BM ELV).

Nach $ 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 d TierSchG ist für die gewerbsmäßige Zurschaustellung von
Tieren eine Erlaubnis erforderlich. Neben der Sachkunde des Zirkusbetreibers setzt die Er-
laubnisfähigkeit voraus, dass die der Tätigkeit dienenden Räume und Einrichtungen eine
den Anforderungen des g 2 TierschG entsprechende Ernährung, Pflege und unterbringung
der Tiere ermöglichen.

$ 2 Nr. 1 TierSchG bestimmt, dass die Unterbringung eines Tieres artgerecht (verhaltensge-
recht) zu erfolgen hat. Bei exotischen Wildtieren erfordert die regelmäßig eine bestimmte
Ernährung, Gruppenzusammensetzung, Pflege und spezifische Bedingungen in Bezug auf
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Raumluft bzw. Temperatur in den Unterbringungsräumlichkeiten. Auch während des Trans-
ports müssen diese Voraussezungen sichergestellt werden.

Bei jedem Zirkusgastspiel wird von den örtlich zuständigen Veterinärbehörden überprüft, ob
die Anforderungen des TierSchG eingehalten werden. Bei Haltungsmängeln können je nach
Einzelfall Beseitigungsanordnungen, bei schweren oder wiederholten Mängeln auch die
Wegnahme von Tieren und eine Untersagung der Tierhaltung gegenüber dem Zirkusbetrei-
ber verfügt werden. In der Praxis stehen die örtlichen Veterinärbehörden bei der Wegnahme
von Wildtieren jedoch häufig vor dem Problem, diese kurzfristig artgerecht unterbringen zu
können. Zudem ist die Wegnahme von exotischen Wildtieren i. d. R. mit erheblichen kosten
verbunden, die beim verantwortlichen Zirkusbetreiber häufig nicht wieder hereingeholt wer-
den können.

Eine Ermächtigung zur Aussprache eines abstrakt-generellen Haltungsverbots von Wildtie-
ren ist im TierSchG jedoch nicht vorhanden und kann hieraus auch nicht abgeleitet werden.
Das TierSchG differenziert beim Erlaubnisvorbehalt bezüglich der Haltung äder Zurschau-
stellung von Tieren nicht zwischen domestizierten und wildlebenden Tierärten. Somit geht
die Gesetzgebung derzeit (noch) davon aus, dass auch Wildtiere im Zirkus grundsätzlich
tier- und artenschutzgerecht gehalten werden können.

Ein Haltungsverbot bestimmter Wildtierarten in Zirkussen kann nur durch den Bundesge-
setzgeber erlassen werden.

Vor diesem Hintergrund hat der Bundesrat bereits zweimal eine Entschließung zum ,,Verbot
der Haltung bestimmter wildlebender Tierarten im Zirkus" beschlossen (BR-Drucksachen
595/03 und 565/1 1). Unter Verweis auf Bedenken hinsichtlich der Vereinbarkeit mit dem
Grundrecht auf freie Berufsausübung und der EU-Dienstleistungsfreiheit wurde jedoch vom
Bundestag bisher kein entsprechender Beschluss gefasst. Auch entsprechende Verbotsan-
träge der BT-Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen (BT-Drucksache 171s197) und der spD
(BT-Drucksache 1718160) wurden vom Bundestag abgelehnt. Einige europäische staaten,
wie z. B. Östeneich, Finnland und England, haben demgegenüber das Mitführen von wild-
tierarten in Zirkussen bereits verboten.

Gemäß ständiger Rechtsprechung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs handelt es
sich bei Plätzen, die aufgrund ständiger venvaltungspraxis u. a. zur Abhaltung von Zirkus-
gastspielen konkludent gewidmet sind (2. B. Kleiner Exerzierplatz), um öffentiiche Einrich-
tungen i. S. des Art. 21 GO. Aus dem Selbstvenrualtungsrecht der Gemeinden ergibt sich
zwar grundsätzlich das Recht, die Benutzung öffentlicher Einrichtungen selbst regeln zu dür-
fen. Dieses Recht besteht jedoch nur im Rahmen der Gesetze (vgl. Art, 2g Abs. 2 GG). Be-
schränkungen sind daher nur möglich, soweit diese mit höherrangigem Recht, als insbe-
sondere bundes- oder landesrechtlicher Bestimmungen, vereinbar sind.

Bislang bestand die gängige Venvaltungspraxis, dass Zirkusse ohne jegliche Beschränkung
in ihrem Tierbestand gastieren durften, sofern sie eine tierschutzrechtliche Genehmigun!
besaßen. Das Tiersch utzgesetz verbietet insofern auch nicht die Haltung und Zurschaustel-
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lung von Wildtieren. Grundsätzlich ist eine Widmungsänderung per Satzung, wie sie im An-
trag der Stadtratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen letztlich angestrebt wird, dem Grunde
nach für öffentliche Einrichtungen möglich. Eine Beschränkung müsste aber mit Rechtsvor-
schriften höheren Rangs vereinbar sein (hier: Grundrecht der Berufsausübungsfreiheit) und
durch den Zweck, dem die Einrichtung zu dienen bestimmt ist, gerechtfertigt sein. Eine Wid-
mungsbeschränkung dergestalt, dass Zirkusbetrieben die Benutzung der öffentlichen Ein-
richtung verwehrt wird, wenn sie bestimmte Wildtiere mitführen, stellt eben einen solchen
Eingriff in das Grundrecht der Berufsfreiheit nach Art. 12 GG dar, der gemäß Abs. 1 Satz2
nur durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes erfolgen darf (Regelungsvorbehalt). Den
betroffenen Unternehmen würden zwar keine Voraussetzungen zur Zulassung ihres Betrie-
bes gesetZ, aber dem ,,Wie" der Ausführung würden Grenzen gesetä. Mithin würde es sich
hierbei um eine sog. ,,Berufsausübungsregelung" handeln. Es wäre nämlich denjenigen Un-
ternehmen mit Wildtieren nicht mehr möglich, zum Gastieren städtische Flächen zu nutzen,
die öffentlich-rechtlich gewidmet sind. Rechtsgrundlagen, auf die eine solche Widmungsbe-
schränkung gestützt werden könnte, sind nicht ersichtlich. Verbote oder Bestimmungen auf
Bundesebene wurden bisher nicht erlassen (siehe oben). Eine rechtlich unbegründete Un-
gleichbehandlung von Zirkussen mit und ohne wildtiere würde zudem gegen den Gleich-
heitssatz des Art. 3 GG verstoßen.

Die allgemeine Befugnis der Gemeinden, die Benutzung ihrer öffentlichen Einrichtungen zu
regeln, stellt danach keine ausreichende gesetzliche Ermächtigungsgrundlage zum Erlass
von grundrechtseinschränkenden Satzungsbestimmungen dar. Dies gilt auch für Beschlüs-
se des Stadtrats, die Einschränkungen des öffentlich-rechtlichen Benutzungsverhältnisses
beinhalten.

Dies hat auch das Verwaltungsgericht Chemnitz mit Beschluss vom 30.07.2008 (M: 1 L
206/08) in einem vergleichbaren Fall ausdrücklich klargestellt. Der Stadtrat von Chemnitz
hatte mit Beschluss vom 24.10.20Q7 die Verwaltung beauftragt, in zivilrechtliche Nutzungs-
verträge zwischen der Stadt Chemnitz und gastierenden Zirkusunternehmen die Regelung
aufzunehmen, dass das Mitführen und der Auftriti bestimmter Wildtierarten auf dem Pach!
gelände ausgeschlossen sei.

Nach derzeitigem Stand der Gesetzgebung ist eine Widmungsänderung für die städtischen
Plätze, sprich öffentlichen Einrichtungen gem. Art.21 Go, in der beantragten Form rechts-
widrig. Bei Erlass einer entsprechenden Satzung läuft die Stadt Augsburg Gefahr, in einem
Klageverfahren mit inzidenter Prüfung der Satzung vor dem Verwaltungsgericht ($ 42
VwGO), in einem Normenkontrollverfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof (g 47 VwGO)
oder gar in einem Popularklageverfahren vor dem Verfassungsgerichtshof (Art. 98 Satz 4
BV) zu unterliegen. Auf das dabei bestehende Kostenrisiko wird in diesem Zusammenhang
verwiesen-

3, SondernutsunEserlaubnis nach Straßen- und Weqerecht

soweit ein Zirkus einen öffentlichen Platz i. s. des Bayerischen straßen- und wegegeset-
zes (BayStrWG) nutzen möchte, bedarf es einer Sondernutzungserlaubnis. Die Erteilung
dieser Erlaubnis stehi im pflichtgemäßen Ermessen der Behörde. Die Sondernutzungser-
laubnis kann in stets widerruflicher Weise ganz oder tbilweise erteilt und mit Nebenbeitim-
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mungen versehen werden. Allerdings muss sich die Behörde bei der Ausübung des Ermes-
sens am Zweck der gesetzlichen Ermächiigung orientieren. Daher darf sie für die Beschrän-
kung oder Versagung der Sondernutzungserlaubnis nur Gründe heranziehen, die einen
straßen- und wegerechtlichen Bezug haben.'Zu diesen Gründen zählen vorrangig die in Art.
18 Abs. 2 BayStrWG genannten Belange der Straßenbaulast und der Sicherheit und Leich-
tigkeit des Verkehrs. Daneben können aber auch Belange des Straßen- und Stadtbildes und
der Ausgleich gegenläufiger Interessen verschiedener Straßennutzer bei der Abwägung be-
rücksichtigt werden.

Nicht straßen- und wegerechtliche Gründe, wie z. B. immissionsschutz-, umwelt-, si-
cherheits- oder eben tierschutzrechtliche überlegungen dürfen dagegen nicht zur Begrün-
dung einer Versagung oder von Auflagen herangezogen werden. Diese öffentlichen Interes-
sen müssen von den dafÜr zuständigen Verwaltungsbehörden mit den in den einschlägigen
Fachgesetzen zur Verfügung stehenden Mitteln verfolgt werden. Nach einschläglger näönf
sprechung (Urteil des BayVGH vom 22.06.2010; 8 BV 10.182) ist die straßenrechiliche
Sondernutzungserlaubnis nicht dazu bestimmt, als zusätzliches Eingriffsinstrument fijr an-
dere öffentliche Zwecke zu dienen.

Die grundsätzliche Versagung oder Beschränkung der Sondernutzungserlaubnis aufgrund
tierschutzrechtlicher Erwägungen ist daher ebenfalls nicht zulässig. Nur wenn durch die
Wildtierhaltung eine Gefahr für die Sicherheit und Leichtigkeit des üerkehrs ausgeht, kann
für den Einzelfall eine sondernutzungserlaubnis beschränkt oder versagt werden.

4. fiskalisch verwaltete Flächen der Stadt AuEsburq

Geht es um fiskalisch verwaltete Flächen, erscheint eine Klausel im Platzüberlassungsver-
trag bezüglich des ung von Wildtieren eher denkbar. Es muls ie_
doch im Einzelfall Widmung durch frtihere überlassung an Zir_
kusunternehmen g olche Widmung bejaht wird, gelten die Ausfüh_
rungen für öffentliche Einrichtungen entsprechend. Das Risiko, dass ein Gericht eine gene-
relle Nichtvermietung von privaten städtischen Flächen an Zirkusse mit Wildtieren als dis-
kriminierend und damit rechtswidrig betrachten würde, ist allerdings als hoch einzuschätzen,
nachdem auch im Bereich des Verwaltungsprivatrechts die Stadt in ihrem Handeln einer
Grundrechtsbindung (vgl. VG Chemnitz, a.a.O) unterliegt. lm Einzelfall könnte das Halten
von wildtjeren vertraglich dann ausgeschlossen werden, wenn begründete umstände ge-
gen eine Wildtierhaltung an einem spezifischen Standort sprechen, die über die bloße Täf
sache der Wildtierhaltung hinausgehen (2. B. unzureichende Unterbringungsflächen, stö-
rende Emissionen wie Lärm und Geruch). weiterhin können die Bedingungän für den Ab-
schluss eines Platzüberlassungsvertrages verschärft werden. So könnien 

-Zirkusse 
aoge-

lehnt werden, bei denen in der Vergangenheit Verstöße gegen das TierSchG festgesiellt
wurden. Enisprechende Erkenntnisse können aus dem bundesdeutschen Zirkusregis-ter ge-
zogen werden.
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5. Ersebnis

Das Tierschutzrecht wird abschließend im TierSchG geregelt. Eine Differenzierung zwi-
schen domestizierten und wildlebenden Tierarten enthält das Gesetz nicht und unterstellt
damit, dass bei jedweder Tierart eine artgerechte Haltung möglich bzw. realisierbar ist. Von
dieser Grundwertung des Bundesgesetzgebers kann die Stadt Augsburg ohne explizite Er-
mächtigung bei der Vergabe von öffentlichen Plätzen nicht abweichen. Haltungsverbote für
bestimmte Wildtierarten in Zirkussen müssen auf Ebene des hierfür zuständigen Bundesge-
setzgebers erlassen werden. Der Stadt Augsburg eröffnet sich keine Möglichkeit, bei der
Vergabe von öffentlich gewidmeten Flächen Zirkusse mit Wildtieren generell auszuschlie-
ßen.

Zusammengefasst muss leider festgestellt werden, dass ohne das Zutun des Bundesge-
setzgebers ein generelles Wildtierverbot für Zirkusgastspiele im Stadtgebiet Augsburg nicht
durchgesetzt werden kann. Nach unseren Informationen wird dies auch in anderen deut-
schen Großstädten so gesehen. Entgegen den Ausführungen im Antrag vom 02.04.2012
bestehen daher beispielsweise auch weder in Bremen noch in München (gemäß telefoni-
scher Rücksprache vom 12.04.2012) entsprechende Regelungen.

Die städtischen Behörden schöpfen aber alle gesetzlichen Möglichkeiten aus, um deutlich
zu signalisieren, dass nur diejenigen Zirkusse in Augsburg eruünscht sind, die die tier-
schutzrechtlichen Bestimmungen einhalten. Dies gilt bei Wildtierhaltungen in besonderem
Maße. Dazu werden Zirkusse mit Tierhaltungen intensiv kontrolliert und gegen Verstöße mit
den zur verfügung stehenden Maßnahmen wie Beseitigungsanordnungen, wegnahme von
Tieren, Bußgeldverfahren und Strafanzeigen vorgegangen, bei schweren und wiederholten
Verstößen werden auch Tierhaltungsverbote und Gewerbeunteisagungsverfahren geprüft.
Vor einer Vermietung privater städtischer Flächen werden die Erkenntnisse über den Zirkus
einbezogen und bei negativen Erkenntnissen eine Vermietung abgelehnt.

Dr. Volker Ullrich
berufsmäßiger Stadtrat
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Augr;burg, den 02.04.12

Wildtieren in Augsbung

Herr Oberbürgermeister.

der Bundesrat hat im Novernber zo11 ein Verbot von bestimmten Wildtieren in
Zirkussen beschlossen (siehe Anlage: Bundesrats-Drucksache 565/11), Zu dle-
sem Verbot zählen Affen. Elefanten, GroBbären, Giraffen, Nashörner und Fluss-
pferde, Solange die Bundesregierung dieser EntschlieBung nicht folgt känn ein
Verbot auf kommunaler Ebene beschlossen werden. Zirkuise mit Wifutieren sol-
Ien nach unserer Auffassung nicht mehr auf Augsburgs öffentlichen pläEen auf-
treten dürfen. Die Fraktion BüNDNIS 9O/oIE GRüNENlteltt daher folgenden

Antrag:

L Die Stadt Augsburg begrüßt däs vom Bundesrat im November 2011 be-
schlossene Verbot von bestimmten Wildtieren in Zirkussen.

2, Die Verwaltung wird beäuftragt, die UmseEung elnes solchen Verbots im
Stadtgebiet von Augsburg per Satzung zu erärbelten und dem zuständlgen
Ausschuss (Stadtrat) zurEEEEFiGdE-ssung vorzulegen. Das Verbot lotl
dabei insbesondere für folgende Tierarten g-etten; affen (nicht- menschliche
Primaten), Alligätoren, Antilopen und antilopenartige Tiere, Amphibien,
Bären, Delfine. Elefanten, Flamingos. Flusspferde, Geparden, diraffen,
Greifuöge|" Jagu6re, Krokodile/ Löwen, Nashörner, pinguine, Riesenschlän-
gen. Robben und robbenartige Tiere, Tiger, Tümmler, Wölfe und Zebras,

Beqründung:

Eine artgerechte Haltung von Wildtieren ist im Zirkus nicht mögtich, An die Hal-
tung von Wlldtieren werden heute hohe Anforderungen gestellt. Laut Tierschutz-
gesetz muss die Unterbringung eines Tieres artgemäß, bei exotischen Wildtieren
daher unter Umständen sogar klimatlsiert sein. Die Ernährung und Gruppenzu-
sammensetzunq müssen Itet und das ße Verhalten muss
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. . möglich sein. Dipse Vor:gaben sind auch in den Gehegr-jn auf Reisen sicheäustel-
len, Zirkusse können.diesen Anforderungen aufgrund ihrer Standortwechsel und

"Tiervorführungen zu oft nicht gerecht werden, da die Wildtiere einen großen Teil
ihres Lebens in engen Transportwagen oder wenig strukturierten Gehegen ver-
bri.ngen mlissen/ die nur stark eingeschränKe Beschäftigungs-, Bewegungs- und. Rrickzugsmöglichkeiten bieten. Zudem geht die Dressur der Tiere oftmals mit
Quälerei einher und kann schmerzhafte Haltungsschäden_ verursachen.

In yerschiedqlen SEidten wie beispielsweise Bie'ffen,(*(öln, Mü#lun,. Strttgart.

'. Bundestierärztekammer spricht sich für ein Wildtierverbot im.relsenden Zlrkus
aus. Der Zirkus als Kulturgut kann auch ohne Darbietungen von Wildtieren erhal-
ten bleiben, wie es erfolgreiche Beispiele beweisen.

GRLEI'IE IM RATHAUS

Stadtrat

R.diner Erben
Fraktionsvorsitzender

. Verena von Mutius
Stadträtln


